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Der Direktor 







Köln, den 22.10.2004

des Landschaftsverbandes Rheinland 



     Herr Zimmermann

Förderung von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung 
1.
Aktueller Sachstand

Der Landschaftsausschuss des Landschaftsverbandes Rheinland hat die Verwaltung in der Sitzung am 08.10.2004 gebeten, auf Grundlage der in der Vorlage für den 08.10.2004 (11/831 LA) genannten Kriterien einen Vorschlag für die Förderung von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung in den Regionen Kreis Wesel und Bonn/Rhein-Sieg-Kreis zu erarbeiten.  
2.
Entscheidungsvorschlag für die Region Bonn / Rhein-Sieg-Kreis 

Die Verwaltung schlägt eine Förderung auf Basis des zwischen folgenden Trägern vereinbarten Verbundantrags vor:

· Lebenshilfe Rhein-Sieg-Kreis

· Behindertenreferat im Diakonischen Werk Bonn und Bad Godesberg-Voreifel

· Caritasverband für den Rhein-Sieg-Kreis e.V.

· Der Karren e.V.

· Pfarrstelle für Behindertenarbeit des Ev. Kirchenkreises an Sieg und Rhein

· HPH Bonn

· Hohenhonnef GmbH

· Lebenshilfe Bonn e.V.

 (Rechnerisch 6 Stellen).
3.
Kreis Wesel
Der Verwaltung liegen zwei konkurrierende Verbundanträge vor. 

Diese Verbünde bestehen zum einen aus

· Caritas Wohn- und Werkstätten

· Lebenshilfe Dinslaken

· Lebenshilfe Unterer Niederrhein

· HPH Bedburg-Hau

und zum anderen aus 

· Neukirchener Erziehungsverein

· Evangelisches Kinderheim Wesel. 

Weil alle Antragsteller Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit geistiger Behinderung haben und die jeweils vorgelegten Konzepte fachlich für Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung geeignet sind, hat der Landschaftsausschuss auf Vorschlag der Verwaltung in der Sitzung am 08.10.2004 beschlossen, dass alle Antragsteller berücksichtigt werden.

Leider konnten sich die Antragsteller bislang nicht auf eine gemeinsame Konzeption für den Kreis Wesel einigen, ohne die eine sachgerechte Wahrnehmung der Aufgaben von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung nicht erfolgen kann.

Bei einem Gespräch zwischen den Antragsstellern, dem Kreis Wesel und der Verwaltung am 22.10.2004 ist daher folgendes vereinbart worden:


a)
Eine Förderung erfolgt zur Zeit nicht, weil wegen der noch nicht geklärten 

Kooperation der Antragssteller eine sachgerechte Aufgabenwahrnehmung 

noch nicht gewährleistet werden kann.


b)
Um flächendeckende Angebote sicherstellen zu können, einigen sich die 

Antragsteller mit dem Kreis Wesel auf die Standorte

· Wesel

· Moers

· Dinslaken

· Xanten/Alpen/Sonsbeck


c)
Bis spätestens Mitte Januar 2005 legen die Antragsteller ein gemeinsames, 

mit dem Kreis Wesel abgestimmtes, Konzept vor. 
Eine Übersicht über die Projekte im Rheinland liegt als Anlage 1 bei. 
4.
Ergänzung der Förderrichtlinien

Die Eckpunkte der Förderrichtlinien vom 11.11.2003 für die Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung sind im Vorfeld mit der Wohlfahrtspflege erörtert worden. Zum damaligen Zeitpunkt hatte die Wohlfahrtspflege angeregt, die Förderung der Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung durch den Landschaftsverband Rheinland auf Personalkosten, Personalnebenkosten sowie Fahrtkosten zu konzentrieren. Die hiermit verbundene zuwendungsrechtliche Trennung dieser Kosten von Gebäudekosten sollte zu einer Erleichterung der rechtlichen Rahmenbedingungen möglicher ergänzender Finanzierungen durch andere Zuwendungsgeber (z. B. örtliche Träger der Sozialhilfe, Stiftungen) führen.
Inzwischen hat sich herausgestellt, dass solche ergänzende Finanzierungen oftmals nicht realisierbar sind. Deshalb hat die Wohlfahrtspflege nunmehr darum gebeten, mit der Förderung in Höhe von 63.000 € je Stelle und Jahr auch solche Sachkosten zu erfassen.

Da dies nicht mit Mehrkosten verbunden ist, schlägt die Verwaltung eine entsprechende Ergänzung analog der SPZ - Richtlinien vor. Die Sachkosten für Gebäude sollen auf einen Anteil von 5 % (= 3.150 € jährlich je „Stelle“) der bewilligten Mittel begrenzt werden, damit die vorrangige Verwendung der Mittel für Personalkosten gewährleistet ist. 
Der ergänzte Richtlinienentwurf mit der markierten Änderung ist als Anlage 2 beigefügt.

In Vertretung
H o f f m a n n   -  B a d a c h e 
    

